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VON TORSTEN SÜLZER
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Nümbrecht. Schwere Vorwürfe hat
dieRatsfraktionvonBündnis90/Die
Grünen gegen Nümbrechts Bürger-
meister Hilko Redenius erhoben. In
einer Pressemitteilung heißt es:
„Das Parkhotel Nümbrecht samt
Sportpark ist seit Jahren hochver-
schuldet. Trotzdemwird amWeiter-
betrieb durch die Gemeinde festge-
halten. Seit 2020 sind insgesamt 2,6
Millionen Euro an Liquiditätshilfen
zur Verfügung gestellt worden.“
Dieses Geld „wurden bereits als un-
einbringlich bewertet und es wurde
eineWertberichtigung in der Bilanz
der Gemeinde Nümbrecht vorge-
nommen, zuzüglich zahlreicher
Millionen seit Ende der 90er Jahre.“
Folge seien Steuererhöhungen und
Auswirkungen auf andere notwen-
dige Investitionen in der Gemeinde.
Einen zukunftsfähigen Plan für das
Parkhotel vermissen Nümbrechts
Grüne. Bürgermeister Redenius wi-
derspricht (siehe Infokasten).
DasFazitderGrünen:„Damitwei-

tererSchadenvonderGemeindeab-
gewendetwird,muss jetzt gegenein

,Weiter so' entschieden vorgegan-
gen werden.“ Auf dem Spiel stehe
nichts Geringeres als zukünftige In-
vestitionen in Verkehrswege, Bil-
dung und weitere Bereiche: „Eine

für Nümbrecht tragfähige Lösung
kannnurgefundenwerden,wennal-
le Karten auf den Tisch gelegt wer-
den, der Rat der Gemeinde Nüm-
brecht ergebnisoffen beraten kann

und die Bürgerinnen und Bürger
umfassend informiert werden.“ Da-
ran hapere es aber.
„Die Insolvenz des Parkhotels

wurde nur deshalb verhindert, weil

der Bürgermeister permanent Geld
für die notleidende GmbH aus dem
Haushalt der Gemeinde zur Verfü-
gung stellt“, wird Dr. Iris Kunadt zi-
tiert. Gemeint ist die Anton Frese
Erben GmbH (AFE), eine 100-pro-
zentige Gemeinde-Tochter, die das
Parkhotel betreibt und bis vor kur-
zem den Sportpark betrieben hat.
Der Bürgermeister habe dem Rat

„wesentliche Informationen zum
Sachverhalt verspätet übermittelt
oder vorenthalten“, soKunadt.„Da-
durch ist eine ernsthafte Abwägung
durch die ehrenamtlich tätigen
Ratsmitglieder unmöglich.“ So sei
der AFE-Jahresabschluss für 2022
erstEndeNovember2023veröffent-
lichtworden,demRat seienaktuelle
Wirtschaftsdaten aus dem laufen-
denGeschäftsjahr2023nichtvorge-
legt worden, „trotz mehrfacher
Nachfrage“.
Trotz finanzieller Schieflage seit

2018 seien Sportpark und Parkhotel
„mit allen Mitteln am Leben gehal-
ten“ worden, so die Grünen. „Seit
2001 zahlen die Nümbrechterinnen
und Nümbrechter höhere Steuern,
die allein für den Weiterbetrieb des
Parkhotels erhoben werden.“

„AlternativeNutzung“
DieGrünen beziehen sich damit auf
drei Darlehen aus der Restrukturie-
rungsphase vom Ende der 1990er
Jahre in Höhe von 15,8MillionenD-
Mark, die noch bis ins Jahr 2039 von
der Gemeinde getilgt werdenmüss-
ten. „Die in 2020/21 von der Ge-
meinde als Darlehen zur Verfügung
gestellten 2,6 Millionen Euro seien
nicht für „die seit Jahren bekannten
notwendigen Investitionen inHotel
und Sportpark “ verwendet worden,
sondern für den laufenden Betrieb.
DermarodeHaushalt verhindere al-
lerdings eine Modernisierung, „die
durch Experten auf Millioneninves-
titionenbeziffertwurde.Daher sind
Parkhotel und Sportpark ein Fass
ohne Boden.“
DenGrünenseibewusst,„dassam

Parkhotel samt Sportpark Arbeits-
plätze für die Region hängen. Umso
wichtiger sei es, über alternative
und realistische Nutzungsmöglich-
keiten der Gebäude nachzudenken,
sodassderGemeindehaushalt inZu-
kunft nicht weiter belastet wird.“
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„Für mich ist das politisches Geplänkel“
FürBürgermeisterHilkoRedenius
ist dieMitteilung „ein politisches
Statement“, das dieGrünen in der
Vergangenheit „schon sehr oft im
Aufsichtsrat der AFEGmbH, in Aus-
schüssen und imGemeinderat von
sich gegebenhaben, zuletzt bei der
Haushaltseinbringung“. Er selbst
habeBeschlüsse umzusetzen, die
manchmal auch nurmehrheitlich
gefasst würden – auch gegen den
Willen derGrünen. „Daran bin ich
gebunden, sonstwürde ich gegen
Recht undGesetz verstoßen.“

Redenius betont, dass alle Infor-
mationen allen Fraktionen vorge-
legen hätten. ImAufsichtsrat für das
Parkhotel seien auch dieGrünenmit
zweiPersonenvertreten, „esbesteht

auch für die Stellvertreter dieMög-
lichkeit, an den Sitzungen als Zuhö-
rende teilzunehmen,wovondieGrü-
nen auch regelmäßigGebrauchma-
chen.“ Somit hätten alle relevanten
Informationen auch ihnen zur Ver-
fügung gestanden. „Wenn sie etwas
Konkreteswissenwollen, dannmüs-
sen sie auch Fragen stellen.“

ImZusammenhangmit der For-
derungderGrünen,dieBürgermüss-
ten umfassend informiert werden,
verweist er darauf, dass es bei einer
GmbHwiederAFEkeineöffentlichen
Debatten gebe. „Die Politik hatmich
beauftragt, bisMitte des Jahres die
weitere Zukunft desHotels vorzu-
bereiten.“ Das solle in derHaushalts-
kommission – „und auch da sind die

Grünen vertreten“ – vorberaten und
imAufsichtsrat derGmbHund im
Rat entschiedenwerden. „2018wur-
den rückgehende Pachterträge fest-
gestellt.“ Daraufhin habe der Rat
beschlossen, das Beratungsbüro
ProjektMmit einer Untersuchung
zu beauftragen. Anfang 2020 seien
die Ergebnisse vorgestellt und dem
Hotel eine gute Perspektive ausge-
stellt worden – „dann kamCorona.
Und in dieser Zeit hat der Rat be-
schlossen, sukzessive die 2,6Mio.
Euro Coronahilfe zu gewähren“, die
andereHotelsvomBundbekommen
hätten. Die Forderungen zur Rück-
zahlung bestehen übrigensweiter-
hin. Redenius: „Fürmich ist das poli-
tischesGeplänkel eineinhalb Jahre
vor derWahl.“ (sül)

VONANDREAS ARNOLD
• •• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •

Oberberg. Sven Lichtmann, Frak-
tionsvorsitzender der SPD imKreis-
tag, will Landrat werden. Der 33-
jährige Gummersbacher wurde am
Dienstagabend bei einer Versamm-
lung der SPD in Engelskirchen dazu
bestimmt, für die oberbergischen
Sozialdemokraten bei den Wahlen
im Herbst kommenden Jahres ins
Rennen zu gehen. Das haben Licht-
mann und der Kreisvorsitzende
Thorsten Konzelmann auf Nachfra-
ge dieser Zeitung bestätigt. Licht-
mannist inseinerHeimatstadtOrts-
vereinsvorsitzender, gehört dem
Gummersbacher Stadtrat an und
arbeitet nach seinem Studium der
Philosophie als Politologiewissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Alber-
tus-Magnus-Institut (Bonn).
ThorstenKonzelmannberichtete,

dass man im Vorfeld bilaterale Ge-
spräche geführt habe und zu dem
Schluss gekommen sei, das Licht-
mann der geeignete Kandidat sein
könne. Der 33-Jährige sei vor gut
zwei Jahren unter „dramatischen
Umständen“ nach dem überra-
schenden Tod von Ralf Wurth des-
sen Nachfolger als Fraktionsvorsit-
zender im Kreistag geworden. „Und
er hat sich sehr gut eingearbeitet“,
sagt der Vorsitzende. Lichtmann
verkörpere die junge Generation in
der oberbergischenSPDund sei hier
in der Region verwurzelt. „Wir ha-

ben das dann mit ihm besprochen
und Sven Lichtmann hatte über
Weihnachten Zeit, die Sache zu re-
flektieren“, sagt Konzelmann.
Nachdem Lichtmann sein Einver-
ständnis erklärt hatte, ging es am
Dienstag in die Runde der oberber-
gischen SPD mit den Vorsitzenden
ausdenOrtsvereinen,demKreisvor-
stand und der Kreistagsfraktion, die
Lichtmann ihr Zustimmung gaben.
Der Landratskandidat der SPD

sagte am Dienstag dieser Zeitung,
dass er in den letzten zweieinhalb
Jahren in der Kreistagsfraktion eine
sehrguteArbeiterlebthabe.DieSPD
habe zwar nicht die Mehrheit aber
durch ihre „Nadelstiche Akzente
setzen können“. Nicht zuletzt beim
Thema Kreishausneubau. Im Wahl-
kampf wolle er deutlich machen,
dasser imFalleseinerWahldieKom-
munikation nach außen zu denBür-
gern verbessern und mehr sparen
werde.

VON JENS HÖHNER
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Oberberg.Mindestens bis zur Euro-
pawahl im kommenden Juni soll es
im Oberbergischen Demonstratio-
nen, Protestmärsche, Kundgebun-
genundMahnwachengegenrechtes
Gedankengut und für die Demokra-
tiegeben.„Niemalszuvorhättenwir
gedacht, dass so vieleMenschenaus
allen gesellschaftlichen Bereichen
undRegionendesKreises aktivwer-
den und aufstehen“, schildert Ger-
hard Jenders,Sprecherder Initiative
„Unser Oberberg ist bunt, nicht
braun!“, und betont: „Jetzt müssen
wir einen langen Atem beweisen.“
Schon am kommenden Wochen-

enden holen die Initiativen und oft-
mals spontan gegründete Aktions-
bündnisse kräftig Luft: In Gum-
mersbach, Lindlar und Morsbach
formiert sich auf breiter Basis der
Widerstand gegen die rechte Front,
ausgelöst durch das Geheimtreffen
in Potsdam und die Teilnahme von
zwei Oberbergerinnen. Am Montag
macht sich schließlich in Wipper-
fürth ein Schweigemarsch auf den
Weg durch die Hansestadt.
Für Oberbergs Polizei ist das eine

große Herausforderung: „Wir sind
im Dauereinsatz“, sagt Sprecherin
Monika Treutler und meint damit
nichtnurdie anstehendenEinsätze:
„Vorab gibt es immer Gesprächemit
den Organisatoren, bei denen etwa
die Versammlungsorte und Weg-
strecken für Demonstrationen fest-
gelegt werden.“ Alle Veranstaltun-
gen seien angemeldet worden mit

einer Zahl an Teilnehmenden zwi-
schen 50 (Wipperfürth) und 300
(Gummersbach). „Natürlich hat uns
die Erfahrung gelehrt, dass solche
Zahlen schnell in die Höhe gehen“,
führt Treutler aus. Zahlen zu den
Kontingenten an Polizistinnen und
Polizistennennt sienicht.„Aberwir
planen immer einen Puffer ein und
können im Fall der Fälle auch noch
Kräfte nachordern.“ Amtshilfe aus
den Nachbarkreisen und aus Nach-
barstädten erhalte Oberberg aller-
dings nicht: „Denn die Situation ist
jaüberall eineähnliche.“Puffer–al-
so Ausweichrouten und alternative
Quartiere–würdenin jederPlanung
ebenso berücksichtigt, „damit wir
auch dann klarkommen, wenn sich
deutlich mehr Menschen beteiligen
als zuvor angemeldet worden sind.“

Eingebunden sind zudem die örtli-
chen Ordnungsdienste.
Für Gummersbach hat Ben Neu-

enfeldt die Zahl der Teilnehmenden
bereits von 150 auf 300 erhöht. Der
18-JährigeausHückeswagenistVor-
standsmitglied imKreisverband der
Jungen Sozialdemokraten, dieser
organisiert mit dem politischen
Nachwuchs aus den Reihen der Jun-
gen Liberalen, der Grünen Jugend
und der Linksjugend sowie dem
Netzwerk gegenRechts dieKundge-
bung auf dem Lindenplatz. „Inzwi-
schen sind auch die IG Metall und
das Alevitische Kulturzentrum mit
imBoot“, freut sichNeuenfeldt. Ziel
sei es, die Menschen in Oberberg zu
weiteremWiderstand gegen Rechts
zumotivieren und sie aufzufordern,
nicht wegzuschauen.

Hilfe erfährt der Politnachwuchs
von „Unser Oberberg ist bunt, nicht
braun!“. „Solchen Einsatz junger
Leute unterstützen wir nach Kräf-
ten“, versichert Gerhard Jenders,
der am Samstag – dem Holocaust-
Gedenktag – Parallelen aufzeigen
will zwischen der Deportation von
Jüdinnen und Juden und dem Plan
einer „Remigration“, wie er in Pots-
damoffenbar entworfenworden ist.
FürdenvergangenenDienstaghatte
die Initiative ins Gummersbacher
Brauhaus eingeladen, um weitere
Aktionen zu planen, auch wurden
dort drei Arbeitskreise gegründet.

Drei Arbeitskreise
So soll es Jenders zufolge etwa im
Februar eine zweite „Gummersba-
cher Erklärung für Demokratie und
Zusammenhalt“ geben, wie sie im
Januar 2022 als Reaktionen auf die
sogenannten Montagsspaziergänge
in der Kreisstadt formuliert worden
war. Jenders: „Diese soll dann auch
weit hinein in konservative Kreise
reichen.“ Ein zweiter Arbeitskreis
soll „aufklären, dass das Parteipro-
grammderAfD für alleMenschen in
Deutschland Nachteile bedeutet“,
während der dritte „Mahnwachen
für die Demokratie“ in der Zeit des
Wahlkampfs, alsovor allem imApril
undMai, organisieren soll.
Daran arbeiten gerade auch die

fünf Fraktionen im Rat der Stadt
Waldbröl: Im Februar wollen sie
dann gemeinsam zu einer Mahnwa-
che für die Demokratie auf den
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Kundgebungen und ein Schweigemarsch
Samstag, 27. Januar, 11 bis etwa
14Uhr: Kundgebung auf demLin-
denplatz inGummersbach, danach
Zug durch die Stadt unter demTitel:
„Oberberg gegenRechts –Gemein-
sam für Toleranz und Vielfalt“. Zu-
demgedenkt die Initiative „Unser
Oberberg ist bunt, nicht braun!“ der
Opfer desHolocausts undbaut auf
demPlatz einen Stand auf.

Samstag, 27. Januar, 12 bis etwa
13Uhr,KundgebungaufdemMarkt-
platz in Lindlar, organisiert durch
das Bündnis gegen Rechts.

Sonntag, 28. Januar, „fünf vor
zwölf“ (11.55Uhr): Kundgebung des
„Bündnisses fürMorsbach“ auf dem
Milly-la-Forêt-Platz (vor demRat-
haus, Bahnhofstraße).

Montag, 29. Januar, ab 17Uhr: Auf
demMarktplatz inWipperfürth star-
tet ein Schweigemarsch unter dem
Titel: „Wasmacht uns Angst, was
macht uns Sorgen“ (Transparente
soll es keine geben). Danach lädt
dieGruppe „Interreligiöser Dialog“
in denRatssaal,Marktplatz 1, zu
Gesprächen ein. (höh)
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Sven Lichtmann (SPD) möchte Chef
im Kreishaus werden. Foto: Giesen

„MitallenMitteln
amLebengehalten“
GrüneRatsfraktionvermissteinenzukunftsfähigenPlan fürdasNümbrechterPark-Hotel

SPDschicktLichtmann
indieLandratswahl
DerGummersbacher istFraktionsvorsitzender
imKreistagundChefderGummersbacherSPD

OberberggehtaufdieStraße
AmWochenendestarteteineReihevonKundgebungen–Herausforderung fürdiePolizei


